
 

Seite 1 von 5 

 

Beginn: 21.00 Uhr                        Ende: 22:40 Uhr 
 

 
Protokoll  

 
über die öffentliche G e m e i n d e r a t s s i t z u n g am Mittwoch,  

den 04.10.2017 im Bildungszentrum Holzgau 
 
 
 
Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: BGM Blaas Günter, VBgm. Klotz Florian, GR 

Lumper Bernhard, GR Perl Michael, GR Knitel Stefan, GR Reich Claudia, GR Lumpert Robin, 

GR Viktoria Drexel, GR Blaas Rebecca, GR Hammerle Christian (Pkf.) 

 

Entschuldigt: GR Markus Kerber  

 

Zuhörer:  

 

 

T a g e s o r d n u n g 
 

 

Punkt 1 Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

 

Punkt 2 Kassaprüfbericht des Überprüfungsausschusses für das 2. Quartal 2017 

 

Punkt 3  Beschlussfassung einer Satzungsänderung des Gemeindeverbandes 

Bezirkspflegeheim Reutte 

 

Punkt 4 Beratung und Beschlussfassung über die Vermietung der Gemeindewohnung  

im 2. Stock der alten Volksschule 

 

Punkt 5 Beratung und Beschlussfassung über ein Ansuchen des Trachtenvereins Holzgau  

auf einen finanziellen Zuschuss der Gemeinde 

 

Punkt 6 Beschlussfassung über die Verlängerung des Dienstverhältnisses mit dem 

Gemeindearbeiter Hubert Kerber 

 

Punkt 7 Anträge, Anfragen, Allfälliges 
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Zu Punkt 1  

 

BGM Blaas Günter begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit 

gegeben ist.  

 

 

zu Punkt 2  

 

Der Überprüfungsausschuss hat die Belege des 2. Quartals 2017 geprüft, die Kassenprüfungs-

niederschrift liegt vor, ein ergänzender Prüfbericht wurden nicht abgegeben. 

 
 
zu Punkt 3 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig nachstehend angeführte Satzungsänderung des 

Gemeindeverbandes Bezirkspflegeheim Reutte:  

 

Die Satzung des Gemeindeverbandes Bezirkspflegeheim Reutte wird wie folgt geändert:  

 

Der Satzung wird unter I. eine Vereinbarung vorangestellt, die § 1 der derzeitigen Satzung 

ersetzt. Die weiteren Satzungsinhalte werden mit II. bezeichnet. 

 

In der Vereinbarung wird die Bezeichnung „§ 129 der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 

36/2001, zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 90/2005, in der Folge kurz TGO 2001“ ersetzt durch 

„§ 129 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO, in der Folge kurz TGO“. Abs. 2 wird 

gestrichen. 

 

Die Bezeichnung der Satzung wird geändert von „Satzung des Gemeindeverbandes zur 

Errichtung, Erhaltung und zum Betrieb des Bezirkspflegeheimes Reutte“ in „Satzung des 

Gemeindeverbandes ‚Bezirkspflegeheim Reutte’“. 

 

In der gesamten Satzung wird die Bezeichnung „TGO 2001“ auf „TGO“ geändert. 

 

Da der bisherige § 1 entfällt, werden die §§ 2 bis 10 der derzeitigen Satzung somit als §§ 1 bis 

9 neu nummeriert. 

 

In § 2 Abs. 1 wird nach den ersten vier Worten der Text „dem Verbandsobmann, seinem 

Stellvertreter und“ eingefügt. Die Bezeichnung „TGWO 1973“ wird ersetzt durch „TGWO 1994“. 

Der Verweis auf § 31 Abs. 3 TGO 2001 entfällt. 

 

In § 2 Abs. 2 wird nach dem Wort „Mitglieder“ der Text „oder der Mehrheit des 

Verbandsausschusses“ eingefügt. 

 

In § 2 Abs. 3 entfallen die Texte „in Verbindung mit § 30“ sowie „sie ist insbesondere zuständig 

für“. 

 

In § 2 Abs. 3 Ziff. 6 wird die Bezeichnung „§ 11“ in „§ 12“ geändert. 

 

In § 3 Abs. 4 entfällt der Text „in Verbindung mit §§ 30 Abs. 2 und 31“.  
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In § 4 werden folgende Änderungen durchgeführt:  

Abs. 1 wird wie folgt neu eingefügt: „Verbandsobmann und Verbandsobmann-Stellvertreter 

müssen weder Bürgermeister noch ein vom Gemeinderat einer Mitgliedsgemeinde entsandtes 

Mitglied sein. In diesem Falle haben diese Personen in der Verbandsversammlung und im 

Verbandsausschuss nur beratende Stimme.“ 

Der bisherige Abs. 1 wird mit Abs. 2 neu bezeichnet. Der Text „in Verbindung mit §§ 50 bis 53“ 

entfällt. 

Der bisherige Abs. 2 entfällt. 

Abs. 3 wird wie folgt neu eingefügt: „Der Verbandsobmann vertritt den Gemeindeverband nach 

außen und die Trägergemeinden nach innen.“ 

Der bisherige Abs. 3 wird mit Abs. 4 neu bezeichnet. 

Abs. 5 wird wie folgt neu eingefügt: „Dem Verbandsobmann obliegt die Festsetzung der 

Tagesordnung. Er hat einen Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung zu setzen, wenn 

dies mindestens ein Drittel der Mitglieder der Verbandsversammlung oder die Mehrheit der 

Ausschussmitglieder verlangen.“ 

 

In § 5 wird die Überschrift von „Geschäftstelle“ in „Geschäftsstelle“ geändert. 

 

In § 6 Abs. 1 wird der Text „auf Amtsdauer des Gemeindevorstandes“ gestrichen. Der Text „ihr 

nicht angehörende Personen“ wird geändert in „Personen, die ihr nicht angehören,“. Der Satz 

„Diese Sachverständigen besitzen kein Stimmrecht.“ wird angefügt. 

 

Die Bezeichnung von § 8 wird geändert von „Beitragsaufteilung“ in „Beitrags- und 

Überschussaufteilung“. 

 

§ 8 lit. a wird wie folgt neu formuliert: „Dieser ist auf die verbandsangehörigen Gemeinden je zur 

Hälfte im Verhältnis ihrer Finanzkraft nach dem zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Satzungsänderung durch die Verbandsversammlung gültigen Tiroler Mindestsicherungsgesetz 

(derzeit § 21 Abs. 5) und ihrer jährlichen Einwohnerzahlen, die auch für die Aufteilung der 

Gemeinde-Abgabenertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben nach dem 

aktuell gültigen Finanzausgleichsgesetz herangezogen werden, aufzuteilen.“ 

 

In § 8 lit. c wird der Text „Einwohnerzahlen laut letzter Volkszählung“ geändert in „in lit. a 

angeführten jährlichen Einwohnerzahlen“. 

 

In § 8 lit. d wird der Text „im Verhältnis 35% nach der Einwohnerzahl und 65% nach der 

Finanzkraft, § 15 Abs. 4 des Tiroler Grundsicherungsgesetzes“ geändert in „zu 35% nach den 

in lit. a angeführten jährlichen Einwohnerzahlen und zu 65% nach der in lit. a angeführten 

Finanzkraft“. 

 

§ 8 lit. e wird wie folgt angefügt: „Überschüsse: Sofern ein Überschuss erwirtschaftet wird, ist 

dieser zu 35% nach den in lit. a angeführten jährlichen Einwohnerzahlen und zu 65% nach der 

in lit. a angeführten Finanzkraft auf alle Verbandsgemeinden aufzuteilen.“ 

 

In § 9 Abs. 1 wird die Bezeichnung „§§ 8 und 9“ in „§§ 7 und 8“ geändert. Die Worte „mit 

Bescheid“ sowie das Wort „endgültige“ entfallen. 

 

In § 9 Abs. 2 entfällt das Wort „endgültigen“ vor dem Wort „Vorschreibung“. Die Worte „mit 

Bescheid“ entfallen. Die Bezeichnung „vorläufige Vorschreibung“ wird geändert in 
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„Vorauszahlungen“. Die Bezeichnung „dem nach Abs. 1 zu erlassenden Bescheid“ wird 

geändert in „der nach Abs. 1 ergehenden Vorschreibung“. 

 

§ 9 Abs. 3 und Abs. 4 entfallen. 

 

Der bisherige § 9 Abs. 5 wird mit Abs. 3 neu bezeichnet. Die Formulierung „so rechtzeitig 

bekannt zu geben, dass ihnen deren Berücksichtigung bei der Erstellung des Voranschlages 

möglich ist“ wird geändert in „bis spätestens 30. Oktober bekannt zu geben“. 

 

§ 10 wird wie folgt neu eingefügt: „Haftung – Untereinander haften die dem Gemeindeverband 

angehörigen Gemeinden im Verhältnis ihrer Beitragspflicht nach § 8 lit. d dieser Satzung.“ 

 

In § 11 entfällt die Überschrift „Auflösung des Gemeindeverbandes“. Die zweimalig verwendete 

Bezeichnung „§ 3“ wird jeweils in „§ 2“ geändert. Der Text „und der Genehmigung der 

Landesregierung“ wird angefügt. 

 

Die bisherigen §§ 12 und 13 werden als §§ 14 und 15 neu nummeriert. 

 

§ 12 wird neu eingefügt und lautet wie folgt: „Auflösung des Gemeindeverbandes, Ausscheiden 

einzelner Gemeinden – Im Falle der Auflösung des Gemeindeverbandes ist das 

Verbandsvermögen nach der Erfüllung seiner Verbindlichkeiten auf die verbandsangehörigen 

Gemeinden im Verhältnis ihrer Beiträge nach § 8 lit. d aufzuteilen. Weiters gelten die 

Bestimmungen des § 129 TGO. Scheidet eine Gemeinde aus dem Gemeindeverband aus, so 

bestimmt mangels einer einvernehmlichen Regelung über Antrag des Gemeindeverbandes 

oder der betroffenen Gemeinde die Landesregierung gem. § 141 Abs. 6 TGO über finanzielle 

Ansprüche dieser Gemeinde an den Gemeindeverband. 

 

§ 13 wird neu eingefügt und lautet wie folgt: „Nachträglicher Beitritt – Tritt eine Gemeinde 

nachträglich dem Gemeindeverband bei, so hat sie ab dem Tag des Beitrittes Beiträge nach § 

8 zu leisten. Nachträglich in den Gemeindeverband eintretende Gemeinden haben darüber 

hinaus zum Aufwand des Gemeindeverbandes für Investitionen vor dem Zeitpunkt ihres 

Beitrittes einen Beitrag nachzuzahlen. Die Höhe solcher Beiträge wird ebenso wie deren 

Verwendung von der Verbandsversammlung festgelegt.“ 

 

In § 14 Abs. 2 wird der Text „sowie den Verbandsgemeinden per E-Mail zur Verfügung zu 

stellen“ angefügt. 

 

 
zu Punkt 4 
 

BGM Blaas berichtet dass es für die freie Gemeindewohnung in der alten Volksschule einen 

Interessenten gibt, der die Wohnung jedoch erst kommendes Wochenende besichtigen wird.  

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, die Auswahl von Mietern und den Abschluss von 

Mietverträgen für Gemeindewohnungen ab sofort dem Gemeindevorstand zu übertragen. 
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zu Punkt 5 
 

BGM Blaas legt dem Gemeinderat ein Schreiben des Trachtenvereins Holzgau vor, in dem für 

die Anschaffung von Vereinsjacken und die Einkleidung Jugendgruppe um einen Zuschuss von 

€ 5.000.- seitens der Gemeinde angesucht wird. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dem Trachtenverein Holzgau einen Zuschuss von  

€ 5.000.- für die Ausstattung der Tänzer und Tänzerinnen zu gewähren. 

 
 
zu Punkt 6 
 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig dafür, entsprechend den Bestimmungen des  

§ 6 Abs. 4 Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz das Dienstverhältnis mit dem 

Gemeindearbeiter Hubert Kerber um sechs Wochen zu verlängern. 

 

 

 


